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Beratungsfolge Termin Behandlung 

Ausschuss für Soziales, 

Gesundheit und Senioren 
16.02.2017 öffentlich - Vorberatung 

Kreistag 09.03.2017 öffentlich - Entscheidung 
 

 

 

Behindertenbeauftragte/r des Landkreises Coburg; 
Änderung des § 7 der Satzung über die/den Behindertenbeauftragte/n 

des Landkreises Coburg i. d. F. vom 24.11.2005, geändert durch die 
Beschlüsse des Kreistages vom 18.12.2008, 17.12.2009 und 16.12.2010 
 

I .  Sachverha l t  

Die Behindertenbeauftragte des Landkreises Coburg, Frau Schubart-Eisenhardt, 

beantragte mit Schreiben vom 27.09.2016 zusätzlich zu der mtl. Aufwandsentschädigung  

von 175,00 € die Übernahme von Fahrtkosten, die anlässlich von Beratungsterminen in 

Gemeinden und bei privaten Personen entstehen. 

 

Nach der vorgelegten Aufstellung legte Frau Schubart-Eisenhardt seit Beginn ihrer 

ehrenamtlichen Tätigkeit vom 17.03.-31.12.2016 bei den Außenterminen ca. 850 km 

(einfach) zurück. Lt. interner Statistik stieg dabei die Anzahl der Ortseinsichten des/r 

Behindertenbeauftragten um das Doppelte von 23 im Jahr 2009 auf 55 im Jahr 2016. 

Dabei wurden zuletzt mtl. durchschnittlich ca. 180 km (Hin- und Rückfahrt) zurückgelegt. 

 

Dementsprechend ist auch der Zeitaufwand für das Schreiben von Stellungnahmen 

wesentlich gestiegen. 

 

Auf Dauer können diese Kosten nicht von der Behindertenbeauftragten aus der 

Aufwandsentschädigung getragen werden. Bei einem km-Geld von 0,35 € (Art. 6 Abs. 1 

BayRKG) fallen hier mtl. durchschnittlich ca. 60,00 € an. 

 

Der Verwaltung liegt eine nachvollziehbare Aufstellung von Frau Schubart-Eisenhardt 

vom 25.01.2017 über durchgeführte Beratungstermine für den Zeitraum 18.03. – 

31.12.2016 vor. Dabei legte sie mit dem Privat-Pkw insgesamt 2.066 km zurück. Hierfür 

wären an Fahrtkosten ca. 700,00 € zu vergüten. 

 

Allerdings müsse die Satzung in dem Punkt geändert werden. 

 

§ 7 Satz 2 o.g. Satzung lautet z.Zt. wie folgt: 

 

Der/die Beauftragte für Belange der Menschen mit Behinderung erhält eine monatliche  

Entschädigung von 175,00 €. Die Entschädigung wird jeweils am Monatsanfang für den 

folgenden Monat gezahlt. Die Entschädigung beinhaltet alle Kosten für den Sachaufwand 

u.a.  Telefon, Fax, Internet, Papier, Druckerpatronen und alle Kosten, die anlässlich von 

Sprechtagen, Sitzungen, Ortseinsichten innerhalb des Landkreises entstehen.  

Zusätzlich wird für außerhalb des Landkreises Coburg durchgeführte und genehmigte 

Dienst/Fortbildungsreisen eine Reisekostenvergütung nach dem Bayerischen 

Reisekostengesetz in der jeweils geltenden Fassung durchgeführt. 
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II .  Besch lussvorsch lag  

Dem Kreistag wird empfohlen, wie folgt zu beschließen: 

 

§ 7 der Satzung über die/den Behindertenbeauftragten des Landkreises Coburg vom 

24.11.2005 wird wie folgt geändert: 

 

Nach Satz 3 sind folgende Sätze einzufügen: 

 

Für anfallende Fahrten innerhalb des Landkreises Coburg wird rückwirkend ab 

01.03.2016 zusätzlich als Auslagenersatz eine Wegstreckenentschädigung von 0,35 € je 

Kilometer bei Benutzung des eigenen Kraftwagens gewährt. Ab 01.03.2017 ist hierfür ein 

Fahrtenbuch zu führen.  

 

 

III. An FBL 21 - Frau Simon - 

mit der Bitte um Mitzeichnung.                                   …………………………………………. 

 

 
IV. An FB Z3 - Herrn Schilling -  

mit der Bitte um Mitzeichnung. ……………………………………………. 

 

 
V. An GBL 2 – Frau Stadter - 

mit der Bitte um Mitzeichnung. …………………………………………… 

 

 
VI. An P2 - Frau Berger - 

mit der Bitte um Mitzeichnung. ……………………………………………. 

 

 

VII. An GBZ – Herrn Pillmann - 

mit der Bitte um Mitzeichnung. 

- immer erforderlich - ……………………………………………. 

 

 

VIII. WV am Sitzungstag beim zuständigen Sitzungsdienst. 

 

 
IX. Zum Akt/Vorgang 

 

 

 

 Oppel 

  

 

 

Landratsamt Coburg 

 

 

 

Michael Busch 

Landrat 
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